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Einleitung

Im Rahmen aufsehenerregender Wirtschaftsstrafprozesse der letzten Jahre 
saßen neben Vorständen und Aufsichtsräten auch Betriebsräte auf der An-
klagebank. Prominentestes Beispiel ist wohl die „Volkswagen-Affäre“. Das 
Landgericht Braunschweig verurteilte den Gesamtbetriebsratsvorsitzenden 
der Volkswagen AG mit Urteil vom 22.2.2008 wegen Beihilfe und Anstiftung 
zur Untreue sowie wegen Anstiftung zur Betriebsratsbegünstigung zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und neun Monaten, da er u. a. Sonder-
bonuszahlungen erhalten hatte, die seiner betriebsinternen Gehaltsstufe nicht 
entsprachen.1 Der Bundesgerichtshof bestätigte diese Entscheidung mit Urteil 
vom 17.9.2009 hinsichtlich der Verurteilung wegen Beihilfe und Anstiftung zur 
Untreue.2 Ebenfalls wegen Untreue angeklagt war der Betriebsratsvorsitzende 
der Mannesmann AG im sog. Mannesmann-Prozess. Ihm wurde vorgewor-
fen, als Mitglied des Aufsichtsratsausschusses für Vorstandsangelegenheiten 
der früheren Mannesmann AG zusammen mit anderen Mitgliedern dieses 
Gremiums die Zuerkennung freiwilliger Sonderzahlungen und die Abgeltung 
von Pensionsansprüchen, die in engem zeitlichen Zusammenhang mit der 
Übernahme der Mannesmann AG durch die britische Vodafone Airtouch plc. 
standen, vorgenommen zu haben. Mit Urteil vom 22.2.2004 sprach das Land-
gericht Düsseldorf alle Angeklagten frei.3 Auf die Revision der Staatsanwalt-
schaft hob der Bundesgerichtshof die Freisprüche auf und verwies die Sache zu 
neuer Verhandlung und Entscheidung an eine andere Strafkammer des Land-
gerichts Düsseldorf zurück,4 woraufhin das Verfahren gegen Auflagen nach 
§  153 a StPO eingestellt wurde.5 Nicht im Zusammenhang mit Vermögens-
delikten sondern wegen Nötigung ermittelte die Generalstaatsanwaltschaft 
Stuttgart gegen den Gesamtbetriebsratsvorsitzenden der DaimlerChrysler AG. 

1	 LG Braunschweig, Urteil v. 22.2.2008, 6 KLs 20/07; dazu ausführlicher unter ….
2	 BGHSt 54, 148 ff.
3	 LG Düsseldorf, Urteil v. 22.7.2004, Az. XIV 5/03.
4	 BGHSt 50, 331 ff.
5	 LG Düsseldorf, Urteil v. 29.11.2006, Az. XIV 5/03; vgl. FAZ v. 29.11.2006 (http://www.

faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/mannesmann-prozess-kein-freispruch-
zweiter-klasse-1382610.html). 

http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/mannesmann-prozess-kein-freispruch-zweiter-klasse-1382610.html
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/mannesmann-prozess-kein-freispruch-zweiter-klasse-1382610.html
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/recht-steuern/mannesmann-prozess-kein-freispruch-zweiter-klasse-1382610.html
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Verschiedenen Presseberichten zufolge hatte dieser eine bundesweite Streik-
welle im Jahr 2004 jedenfalls mitveranlasst im Rahmen derer zehntausende 
Arbeitnehmer wiederholt ihre Arbeit niedergelegt hatten, um einen angekün-
digten Abbau von bis zu 6.000 Arbeitsplätzen aufgrund einer geplanten Ver-
lagerung von Produktionsstätten zu verhindern.6 Das Verfahren wurde gemäß 
§ 170 Abs. 2 StPO eingestellt.7

Fälle der geschilderten Art geben Anlass, sich mit der Verantwortlichkeit 
von Betriebsratsmitgliedern im Kontext von Betriebsverfassungsrecht und 
Strafrecht zu beschäftigen. Arbeitsstrafrecht in seiner traditionellen Form 
ist „Arbeitgeberstrafrecht“ zur Verstärkung des Arbeitnehmerschutzes.8 Es 
zeichnet sich jedoch ein Wandel hin zu einem Arbeitsstrafrecht auch zur Dis-
ziplinierung der Arbeitnehmerseite ab. Bei elementarer Verletzung arbeits-
rechtlicher Grundregeln werden verstärkt auch die kollektiv-arbeitsrechtlichen 
Akteure zur Verantwortung gezogen und wird deren Verhalten strafrechtlich 
sanktioniert. Es ist sogar von einer „Verstrafrechtlichung des Arbeitsrechts“ die 
Rede.9 Diese neue Form des Arbeitsstrafrechts als einem Arbeitsstrafrecht zur 
Disziplinierung auch der Arbeitnehmer(vertreter) ist ein neues, bislang kaum 
erforschtes Rechtsgebiet.10 Die vorliegende Arbeit befasst sich vor diesem Hin-
tergrund mit der Frage der Strafbarkeit von Betriebsräten. Es wird untersucht, 
unter welchen Voraussetzungen Betriebsräte bei Verstößen gegen die Vor-
schriften des Betriebsverfassungsgesetzes strafbare Handlungen zum Nachteil 
des Arbeitgebers begehen.

6	 Große Vorholt, Der betriebsratsgeführte Arbeitskampf, Rn. 3; FAZ v. 16.7.2004 und 
23.7.2005; vgl. dazu ausführlicher unter 2. Teil/D. II. 1.

7	 Große Vorholt, Der betriebsratsgeführte Arbeitskampf, Rn. 33 mit Verweis auf die 
nicht veröffentlichte Verfügung der Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart v. 6.10.2005, 
Az. 23 ZS 1634/05. 

8	 Rieble/Klebeck, NZA 2006, 758; aus dem Vorwort von Rieble/Junker/Giesen zu „Ar-
beitsstrafrecht im Umbruch“.

9	 Aus dem Vorwort von Rieble/Junker/Giesen zu „Arbeitsstrafrecht im Umbruch“.
10	 Fritz, Koppelungsgeschäfte, S. 164. Zum Arbeitsstrafrecht zur Disziplinierung von 

Betriebsräten finden sich nur vereinzelt Beiträge, vgl. den Aufsatz von Rieble und 
Klebeck „Strafrechtliche Risiken der Betriebsratsarbeit“, NZA 2006, 758 ff., das Re-
ferat von Große Vorholt „Der betriebsratsgeführte Arbeitskampf zwischen Strafrecht 
und der Verteidigung kollektiver Arbeitnehmerinteressen“ im Rahmen des 5. Lud-
wigsburger Rechtsgesprächs sowie das Arbeitspapier der Hans Böckler Stiftung mit 
dem Titel „Die strafrechtliche Verantwortung von Betriebsratsmitgliedern“.
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A. � Sanktionsmöglichkeiten bei betriebsverfassungswidrigem 
Verhalten und Grundsatz der ultima ratio

Aus gesetzeswidrigem Verhalten von Betriebsratsmitgliedern können sich 
einerseits betriebsverfassungsrechtliche Konsequenzen ergeben, andererseits 
kann auch eine strafrechtliche Verantwortlichkeit des betreffenden Betriebs-
ratsmitglieds gegeben sein. Zentrale Sanktionsvorschrift des Betriebsverfas-
sungsgesetzes bei der Verletzung betriebsverfassungsrechtlicher Pflichten und 
Befugnisse ist § 23 Abs. 1 BetrVG. Danach kann ein Betriebsratsmitglied we-
gen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten auf Antrag eines Viertels 
der wahlberechtigten Arbeitnehmer, des Arbeitgebers, einer im Betrieb vertre-
tenen Gewerkschaft oder des Betriebsrats aus dem Betriebsrat ausgeschlossen 
werden.11 Zusätzlich haben Rechtsprechung und Lehre Unterlassungs- und 
Schadensersatzansprüche des Arbeitgebers gegen das gesetzwidrig handeln-
de Betriebsratsmitglied entwickelt.12 Als weitere arbeitsrechtliche Sanktionen 
kommt bei pflichtwidrigem Verhalten eines Betriebsratsmitglieds die Möglich-
keit einer außerordentlichen Kündigung durch den Arbeitgeber nach Maßgabe 
des § 626 BGB i. V. m. § 103 BetrVG in Betracht. Soweit es um strafrechtliche 
Sanktionen geht, enthält das Betriebsverfassungsgesetz im sechsten Teil mit 
den §§ 119 und 120 zum Schutz der Betriebsverfassung und ihrer Mitglieder 
sowie dem Geheimnisschutz spezielle betriebsverfassungsrechtliche Strafvor-
schriften. Daneben können die allgemeinen Strafvorschriften des Strafgesetz-
buches bei betriebsverfassungswidrigem Verhalten der Betriebsratsmitglieder 
zur Anwendung kommen.

In diesem Kontext wird der Vorwurf der Kriminalisierung der Betriebs-
ratstätigkeit erhoben. Man könne den Eindruck erlangen, dass das Betriebs-
ratsamt per se in strafrechtlicher Hinsicht besonders risikobehaftet sei.13 In 
der Tat erscheint der Einsatz des Strafrechts aus arbeits- und betriebsverfas-
sungsrechtlicher Sicht im Hinblick auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
von Arbeitgeber und Betriebsrat nach § 2 Abs. 1 BetrVG wenig förderlich. 
Das Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber 

11	 Wegen des Antragserfordernisses, insbesondere des 25 %igen Quorums, wird diese 
Regelung vielfach als unzureichend erachtet, vgl. Fischer, BB 2007, 997; Rieble/Kle-
beck, NZA 2006, 758, 759.

12	 Vgl. Belling, Die Haftung des Betriebsrats und seiner Mitglieder für Pflichtverletzun-
gen, S. 47 ff.

13	 Vgl. Sparchholz/Trümner, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Betriebsrats-
mitgliedern, S. 7.
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und Betriebsrat dient dem Wohl der Arbeitnehmer und des Betriebs und 
ist Ausdruck des der Betriebsverfassung zugrunde liegenden Kooperati-
onsmodells. Danach beruht die Betriebsverfassung im Gegensatz zu dem 
auf Konfrontation angelegten Tarifsystem „primär auf dem Gedanken des 
Zusammenwirkens“14. In einem frühen Urteil des Bundesarbeitsgerichts aus 
dem Jahr 1967 stellte das Gericht hierzu fest: „Das gibt allerdings den einzel-
nen Betriebsratsmitgliedern keinen Freibrief für jedes beliebige Verhalten. Auch 
das einzelne Betriebsratsmitglied hat sich vielmehr bei seiner Betriebsratstätig-
keit innerhalb der Grenzen zu halten, die sich aus den allgemeinen Vorschrif-
ten der Rechtsordnung, insbesondere des Zivil- und Strafrechts, ergeben.“15 Der 
soziale Zweck der Betriebsverfassung ist kein Strafausschließungsgrund.16 
Allerdings darf das Strafrecht Wertentscheidungen der vorstrafrechtlichen 
Verhaltensnormen, deren Missachtung unter Strafe stehen soll, nicht zuwi-
derlaufen. Denn das Strafrecht ist nur ultima ratio der Rechtsordnung. Als 
subsidiärer Rechtsschutz darf es bei der Durchsetzung aufgestellter Verhal-
tensnormen keine weitergehenden und damit eigenständigen Verhaltensbe-
fehle schaffen, die sich ganz oder teilweise in Widerspruch zu den vorstraf-
rechtlichen Rechtsordnungen setzen würden.17 

B.  Ziel und Aufbau der Untersuchung
Vor dem Hintergrund eines augenscheinlich in den Fokus rückenden strafrecht-
lich relevanten Verhaltens von Betriebsräten untersucht die vorliegende Arbeit 
mögliche strafrechtliche Konsequenzen betriebsverfassungswidrigen Verhal-
tens. Dass sich Betriebsratsmitglieder strafbar machen können, wenn sie gegen 
geltende Strafgesetze verstoßen, ist klar. Die dieser Arbeit zugrunde liegende 
Frage lautet daher vielmehr, inwieweit bei Verstößen von Betriebsratsmitglie-
dern in ihrer Funktion als Amtsträger gegen das Betriebsverfassungsgesetz auch 
Straftatbestände erfüllt sein können. Ziel dieser Untersuchung ist es, anhand 
praxisrelevanter Sachverhaltskonstellationen unter Bezugnahme auf bundes- 
und landesarbeitsgerichtliche Entscheidungen aufzuzeigen, in welchen Situati-
onen eine Strafbarkeit von Betriebsratsmitgliedern bei Ausübung ihres Amtes 
gegeben sein kann.

14	 BVerfGE 50, 290, 372; Richardi-Richardi, § 2, Rn. 5.
15	 BAG 5.9.1967 AP Nr. 8 zu § 23 BetrVG 1972.
16	 Fritz, Koppelungsgeschäften, S. 164; Rieble/Klebeck, NZA 2006, 758, 769.
17	 Große Vorholt, Der betriebsratsgeführte Arbeitskampf, Rn. 12  f.; zum ultima ratio 

Grundsatz vgl. BVerfG NJW 1975, 573, 576 f.; Roxin, Strafrecht AT 1, § 2, Rn. 97 ff.
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Die Untersuchung gliedert sich in zwei Hauptteile: Im ersten Teil werden die 
betriebsverfassungsrechtlichen Grundlagen dargestellt, im zweiten Teil, dem 
Schwerpunkt dieser Arbeit, erfolgt die Untersuchung einzelner Straftatbestände. 
Dazu werden im ersten Teil zunächst der Betriebsrat als Gremium innerhalb 
der Betriebsverfassung vorgestellt und die ihm im Rahmen seines Wirkungs-
kreises zugewiesenen Aufgaben erläutert. Daran schließen sich Ausführungen 
zur Rechtsstellung des Betriebsrats und zu den Grundlagen der Zusammen-
arbeit zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber (Betriebspartner) an. Es werden 
die grundlegenden Verhaltensvorgaben vorgestellt, die das Verhältnis der Be-
triebspartner prägen. 

Zu Beginn des zweiten Teils der Arbeit wird der Frage nach der strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit des einzelnen Betriebsratsmitglieds im Zusammen-
hang mit seinem Abstimmungsverhalten im Gremium nachgegangen. Da das 
deutsche Strafrecht eine Strafbarkeit von juristischen Personen und Personen-
vereinigungen nicht kennt, können nur natürliche Personen als Täter bestraft 
werden.18 Eine strafrechtliche Haftung des Betriebsrats als Gremium scheidet 
demnach aus. Als möglicher Täter kommt nur das unmittelbar handelnde Be-
triebsratsmitglied, das alle Merkmale eines Straftatbestands in eigener Person 
verwirklicht, in Betracht. Zudem wird untersucht, ob und inwieweit eine straf-
rechtliche Einzelverantwortlichkeit der an der Beschlussfassung beteiligten Be-
triebsratsmitglieder besteht. 

Sodann erfolgt die den Schwerpunkt der Arbeit bildende Untersuchung mög-
licher Straftatbestände, die bei einem Verstoß gegen die im ersten Teil darge-
stellten Verhaltensvorgaben verwirklicht sein können. Das Gewicht liegt dabei 
auf den Vorschriften des Strafgesetzbuches, da die Strafvorschriften nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz bereits Gegenstand anderer Arbeiten waren.19 Inner-
halb der Prüfung wird unterschieden nach den Strafvorschriften zum Schutz des 
Vermögens (§§ 263, 266 StGB), zum Schutz der Willensfreiheit (§ 240 StGB), 
zum Schutz der Willensfreiheit und des Vermögens (§  253 StGB) und zum 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen (§  120 Abs.  1 Nr.  1, Abs.  3 
Satz 2 BetrVG; § 17 UWG; §§ 38 Abs. 1 Nr. 2 c), 39 Abs. 2 Nr. 3 WpHG i. V. m. 
§ 14 Abs. 1 Nr. 2 WpHG). Angesichts der Fülle möglicher Verstöße gegen das 
Betriebsverfassungsgesetz liegt das Augenmerk dieser Arbeit auf der Analyse 

18	 Jescheck/Weigand, Strafrecht AT, S. 227; MK-Joecks, Vor § 25, Rn. 16; Sch/Sch-Heine, 
Vorbem §§ 25 ff., Rn. 119.

19	 Vgl. Krumm-Mauermann, Rechtsgüterschutz durch die Straf- und Bußgeldvorschrif-
ten des Betriebsverfassungsgesetzes; Sax, Die Strafbestimmungen des Betriebsverfas-
sungsrechts.
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praxisrelevanter Fallkonstellationen. Dazu sind den im Folgenden zu untersu-
chenden Straftatbeständen Fallbeispiele aus der Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts oder der Landesarbeitsgerichte vorangestellt, die nach den the-
oretischen Ausführungen und Erörterungen auf ihre strafrechtliche Relevanz 
begutachtet werden.




